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Sehr geehrte Frau Prasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten lhnen den Entwurf einer Anderung des Vertrags zwischen den Kantonen Aargau,
Glarus, Zirich, St. Gallen, Thurgau, Schaffhausen, Schwyz, Appenzell A.-Rh. und Zug betreffend
Grindung der Gesellschaft der Nordostschweizerischen Kraftwerke AG (NOK-Grindungsvertrag)
sowie des Energiegesetzes des Kantons Aargau (EnergieG) fir die 1. Beratung zur Beschlussfas-
sung und erstatten Ihnen dazu folgenden Bericht.

Zusammenfassung

Der Vertrag zwischen den Kantonen Aargau, Glarus, Zirich, St. Gallen, Thurgau, Schaffhausen,
Schwyz, Appenzell A.-Rh. und Zug betreffend Griindung der Gesellschaft der Nordostschweizeri-
schen Kraftwerke AG (NOK-Griindungsvertrag) aus dem Jahr 1914 ist nur noch beschrankt umsetz-
bar. Mit einem zeitgemassen und flexibleren Vertragswerk bestehend aus Aktionarsbindungsvertrag,
Eignerstrategie und Statuten, wollen die Eigentimer (Kantone und Kantonswerke)' die Axpo Holding
AG in einem dynamischen Umfeld starken. Wahrend im Aktionarsbindungsvertrag verbindlich das
Verhaltnis der Vertragspartner untereinander sowie die Rechte und Pflichten der Vertragspartner ge-
regelt werden, legt die Eignerstrategie die gemeinsamen strategischen Ziele der Aktionare fest. Da-
bei bericksichtigen die Aktionare die unternehmerische Autonomie der Axpo Holding AG. Die Eig-
nerstrategie stellt fir den Verwaltungsrat und die Geschaftsleitung eine wichtige und massgebende
Leitplanke dar. Bei den Statuten der Axpo Holding AG sollen insbesondere Anpassungen beim
Zweckartikel sowie im Bereich der Governance vorgenommen werden.

Im Kanton Aargau ist zur Ablosung des NOK-Griindungsvertrags eine Anpassung des kantonalen
Energiegesetzes des Kantons Aargau (EnergieG) nétig. Dazu wurde vom 10. Mai 2019 bis 12. Au-
gust 2019 eine 6ffentliche Anhérung durchgeflihrt. Aufgrund der mehrheitlich positiven Rickmeldun-
gen wird das Gesetz unverandert an das Parlament Uberwiesen.

1. Ausgangslage

Die frihere Nordostschweizerische Kraftwerke AG (NOK) beziehungsweise die heutige Axpo Holding
AG (Axpo) haben zusammen mit den Kantonswerken die Axpo-Kantone tber 100 Jahre sicher und
preiswert mit elektrischer Energie versorgt und tun dies auch heute noch. Damit haben sie eine wich-
tige Grundlage fur die wirtschaftliche Entwicklung in diesem Gebiet geleistet. Der Vertrag zwischen
den Kantonen Aargau, Glarus, Zurich, St. Gallen, Thurgau, Schaffhausen, Schwyz, Appenzell A.-Rh.
und Zug betreffend Griindung der Gesellschaft der Nordostschweizerischen Kraftwerke AG (NOK-
Grundungsvertrag) hat die Grundlage daftr geliefert.

In den letzten Jahren haben sich die wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen fir die
Axpo wesentlich verandert:

* Die Einnahmen der Axpo aus dem Stromverkauf lagen in den letzten Jahren zeitweise weit unter
den Gestehungskosten. In der Folge musste die Axpo in den Geschaftsjahren 2013/14 — 2015/16
aufgrund der nicht kostendeckenden Strompreise hohe Wertberichtigungen auf ihren Kraftwerken
vornehmen. Der ausgewiesene kumulierte Verlust belief sich insgesamt auf rund 3 Milliarden
Franken. 2017 und 2018 fielen die Jahresabschllsse wieder positiv aus.

1 Kantone Aargau, Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Glarus, St. Gallen, Schaffhausen, Thurgau, Zug und Zirich sowie die Elekt-
rizitdtswerke des Kantons Zurich, die AEW Energie AG, die St. Gallisch-Appenzellischen Kraftwerke AG, die Elektrizitatswerke des Kantons
Thurgau AG sowie die Elektrizititswerke des Kantons Schaffhausen AG
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* Durch die Strommarkt6ffnung ist die historische Aufgabenteilung zwischen der Axpo und den an
der Axpo beteiligten Kantonswerken nur noch beschrankt umsetzbar. In einzelnen Geschéaftsfel-
dern stehen sich die Axpo und die einzelnen Kantonswerke gar direkt als Konkurrenten gegen-
Uber.

* Der Umfang der Einflussnahme der Kantone auf die Versorgungssicherheit (Uber die Axpo-Beteili-
gung) hat sich gegentber friher aufgrund des Bundesgesetzes Uber die Stromversorgung
(Stromversorgungsgesetz, StromVG) verringert.

Aufgrund dieser Entwicklungen haben die Vertreter der Aktiondre und der Verwaltungsrat der Axpo
verschiedene Massnahmen beschlossen:

» Auf der unternehmerischen Ebene hat der Verwaltungsrat im Dezember 2016 seine Strategie zur
Sicherung der Zukunftsfahigkeit des Konzerns prasentiert. Die Kernenergie und einige weitere
Anlagen (Gaskraftwerke, einige Wasserkraftwerke) werden in der Tochterfirma "Axpo Power AG"
zusammengefasst. Die Kompetenzen in den Wachstumsfeldern erneuerbare Energien und inter-
nationales Kundengeschaft, zusammen mit den Netzen, wesentlichen Teilen der Wasserkraft und
der Asset-Vermarktung sind in der neuen Tochterfirma "Axpo Solutions AG" geblindelt. Dies er-
mdglicht der Einheit "Axpo Solutions AG" bei Veranderungen des Umfelds innert Jahresfrist den
Gang an den Kapitalmarkt. Damit sichert sich der Axpo-Konzern die strategische Flexibilitat, um
schnell auf neue Marktsituationen reagieren zu kénnen.

» Die Regierungsvertreter der Eignerkantone haben im Juni 2016 die Bildung eines politischen Gre-
miums beschlossen, welches zusammen mit Vertretern der Kantonswerke die Umsetzung von
zwei Aktionarsprojekten in Auftrag gegeben hat. Das erste Projekt beinhaltet die Anpassung der
Governance an die veranderten Rahmenbedingungen. Das Ziel des zweiten Projekts besteht in
der Ablésung des NOK-Griindungsvertrags durch ein neues Vertragswerk mit einer gemeinsamen
Eignerstrategie und einen Aktionarbindungsvertrag (ABV).

Das erste Aktionarsprojekt konnte in der Zwischenzeit bereits umgesetzt werden. Insbesondere
wurde der Verwaltungsrat mit den Erneuerungswahlen an den Generalversammlungen vom
10. Marz 2017 und vom 19. Januar 2018 verkleinert und entpolitisiert.

Das zweite Aktionarsprojekt betrifft den NOK-Griindungsvertrag. Dieser tiber 100 Jahre alte Vertrag

ist durch die jingsten Umfeldentwicklungen erst recht weitgehend Gberholt und nur noch bedingt an-
wendbar. Dementsprechend soll der NOK-Griindungsvertrag durch ein neues Vertragswerk unter al-
len Aktionaren abgeschlossen und durch einen zeitgemassen ABV sowie eine Eignerstrategie abge-
I6st werden. Darlber hinaus gilt es, auch die Statuten der Axpo anzupassen.

Zu den ersten Entwirfen fur das neue Vertragswerk wurde im Sommer 2017 eine Konsultations-
runde der am Projekt Beteiligten eingeholt. Fir den Kanton Aargau hat der Regierungsrat eine Stel-
lungnahme abgegeben. Im Anschluss wurden die noch offenen Punkte weitgehend geklart. Im Som-
mer 2018 wurde zu den Entwirfen des ABV, der Eignerstrategie und der Statuten eine Vernehmlas-
sung bei den Regierungen und den Verwaltungsraten der involvierten Kantone und Kantonswerke
durchgefuhrt. Die Vertreter der Kantonsregierungen und der Verwaltungsrate der Kantonswerke
konnten sich in ihrer Sitzung vom 1. November 2018 auf das nun vorliegende Vertragswerk einigen.

Das Energiegesetz regelt die Zustandigkeit von Parlament und Regierungsrat bei Energiebeteiligun-
gen. Die angestrebte Auflosung des NOK-Griindungsvertrags fallt in die Kompetenz des Grossen
Rats. Mit der vorliegenden Botschaft wird der Grosse Rat eingeladen, der Auflésung des NOK-Griin-
dungsvertrags zuzustimmen und das Energiegesetz in den von der Auflésung betroffenen Bereichen
anzupassen. Eine Kompetenzverschiebung zwischen Parlament und Regierungsrat ist damit nicht
verbunden.
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2. Ablosung des NOK-Griindungsvertrags

Der NOK-Griindungsvertrag ist nur noch teilweise umsetzbar und wird den aktuellen Rahmenbedin-
gungen im Strommarkt nicht mehr gerecht. Im Folgenden werden die wichtigsten Griinde fiir eine
Abldsung des Vertrags aufgefihrt:

a) Neue Organisation der Schweizer Stromversorgung

Mit dem eidgendssischen Stromversorgungsgesetz haben sich die Aufgaben bei der schweizeri-
schen Stromversorgung grundlegend geandert. Die 8 regionalen Regelzonen wurden im Jahr 2008
durch eine nationale Zone abgeldst. Flr deren diskriminierungsfreien, zuverlassigen und leistungsfa-
higen Betrieb ist nun die nationale Netzgesellschaft Swissgrid AG zustandig. Die Rahmenbedingun-
gen flr die Axpo wie auch fir die Kantonswerke haben sich dadurch wesentlich verandert. Die Mog-
lichkeiten der Einflussnahme der Kantone auf die Versorgungssicherheit (Uber die Axpo-Beteiligung)
haben sich gegentiber friher verringert.

b) Zu starre Vorgaben zur Aktionarsstruktur

§ 3 des NOK-Griindungsvertrags verhindert mit weitgehenden Verausserungsbeschrankungen fur
die Aktien die Beteiligung weiterer Aktionare und erschwert Aktienverkaufe der bisherigen Aktionare.
Im heutigen Marktumfeld muss es unter bestimmten, festzulegenden Voraussetzungen (Verkaufsbe-
schrankungen, Vorhandrechte) mdglich sein, Kooperationen einzugehen beziehungsweise gegebe-
nenfalls neue Aktionare (beispielsweise andere Kantone oder Kantonswerke) aufzunehmen. Der
Vertrag legt auch fest, dass bei einer Aktienkapitalerhéhung die Vertragskantone die neuen Aktien
nach den bisherigen Verhaltnissen Gbernehmen (missen). Eine Zustimmung aller Vertragsparteien
stellt eine sehr hohe Hiirde fir eine allfallige Kapitalerhdhung dar.

c) Vertragspartner nicht mehr adaquat

Die Vertragspartner des NOK-Griindungsvertrags (Vertragskantone) sind nicht mit dem Aktionariat
identisch (zum Teil Vertragskantone, zum Teil Kantonswerke, St. Gallisch-Appenzellische Kraftwerke
AG [SAK] als "interkantonales" Werk). In der heutigen Strommarktordnung ist eine Uberfiihrung in
einen ABV mit allen Aktionaren sinnvoll.

d) Fehlende Kindigungsklausel

Der NOK-Griindungsvertrag enthalt keine Kiindigungsklausel. In einem zeitgemassen zukuinftigen
Vertrag sollte jedem Vertragspartner die Mdglichkeit gegeben werden, den Vertrag innert angemes-
sener Frist kiindigen zu kénnen.

3. Ziele der Aktiondre
Bei der Erarbeitung der Eignerstrategie standen insbesondere folgende Fragestellungen im Zentrum:
a) Versorgungssicherheit

Mit der Einfuhrung des Stromversorgungsgesetzes haben sich die Mdglichkeiten der Einflussnahme
der Kantone auf die Versorgungssicherheit (iber die Axpo-Beteiligung) gegentiber friher deutlich
verringert. Weil der Strukturwandel in der Branche noch nicht abgeschlossen ist, wollen die Kantone
zusammen mit den Kantonswerken aber weiterhin einen Beitrag fir die Versorgungssicherheit in der
Schweiz leisten. Denn diese ist fur Gesellschaft und Wirtschaft von zentraler Bedeutung.

Deshalb wollen Kantone und Kantonswerke sicherstellen, dass die gehaltenen Anteile an Stromnet-
zen und Wasserkraft mehrheitlich in direktem oder indirektem Eigentum der offentlichen Hand ver-
bleiben.
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Die politische Beurteilung, inwieweit die Kantone noch einen Beitrag zur Versorgungssicherheit leis-
ten missen oder wollen, fallt unterschiedlich aus. Einzelne Aktionare wiinschen langerfristig die
Méoglichkeit, ihre Anteile vollstandig verkaufen zu kdnnen. Fir andere stellt ihre Beteiligung weiterhin
ein Instrument flr die Versorgungssicherheit dar. Um beiden Anliegen moglichst gerecht zu werden,
ist wahrend einer Lock-up Periode von 5 Jahren eine Verdusserung von Anteilen an Dritte nicht még-
lich. Langerfristig wird aber die Mdglichkeit geschaffen, dass Kantone und Kantonswerke einen Teil
ihrer Beteiligung verkaufen kénnen. Tritt dieser Fall ein, steht es den verbleibenden Aktionaren offen,
die freiwerdenden Anteile dank den Vorhandrechten zu Gbernehmen und damit ihren Beitrag zur Ver-
sorgungssicherheit weiter zu leisten.

b) Starkung der Axpo in einem schwierigen wirtschaftlichen Umfeld

Als Produzentin ohne gebundene Endkundinnen und Endkunden (mit Ausnahme der Tochtergesell-
schaft CKW) war die Axpo in den letzten Jahren mit tiefen Strompreisen besonders gefordert, da sie
einen Grossteil ihres Stroms nicht zu Gestehungskosten verrechnen konnte. Weil die Strombranche
kapitalintensiv ist, kann die Axpo am Kapitalmarkt davon profitieren, dass sie im Eigentum der &ffent-
lichen Hand liegt. Mit einem klaren Bekenntnis zur Axpo-Beteiligung helfen die Eigentiimer dem Un-
ternehmen, die wirtschaftlich schwierige Lage besser zu bewaltigen. Dies wirkt sich positiv auf den
Unternehmenswert aus.

¢) Wahrung der finanziellen Interessen der Kantone

Die Axpo-Beteiligung stellt fir die Kantone und die Kantonswerke eine wertvolle Beteiligung dar. Von
der wirtschaftlichen Erholung des Unternehmens kénnen auch die Eigentimer profitieren. Die Eigen-
timer erwarten eine marktgerechte Dividende, welche aber dem Unternehmen gentigend Spielraum
fr die weitere Entwicklung sowie die notwendigen Investitionen in Netze und Produktion |asst.

d) Zusammenarbeit mit den Kantonswerken

Mit der Markt6ffnung hat sich die Aufgabenteilung zwischen der Axpo und den Kantonswerken ver-
andert. Teilweise sind sie sogar zu Konkurrenten geworden. Vor allem — aber nicht nur — aus Sicht
der Kantone mit eigenen Kantonswerken sind Doppelspurigkeiten zu vermeiden. Deshalb sollen Sy-
nergien zwischen der Axpo und den Kantonswerken im gesetzlich erlaubten Rahmen genutzt wer-
den. Diese werden beispielsweise bei der Stromvermarktung erwartet.

4. Umsetzung der Nachfolgeregelung

Der bestehende NOK-Griindungsvertrag soll durch einen ABV und eine Eignerstrategie (Vereinba-
rungen zwischen den Aktionaren) abgeldst werden. Zudem sollen die Statuten der Axpo angepasst
werden.

[ Gultige Regelungen J [ Ablésung durch ]
6 Regelung zwischen den h Regelungen zwischen den
NOK-Vertragskantonen: Aktionaren der Axpo Holding AG:
L NOK-Griindungsvertrag ) (angepasste) Statuten
p _ ~ Aktionarbindungsvertrag
Regelung zwischen den Eignerstrategie
Aktionaren der Axpo Holding AG:
9 Statuten )

Abbildung 1: heutige und vorgesehene neue Regelungen
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a) Statuten

Bei den Statuten der Axpo wurde insbesondere der Zweckartikel (Art. 2) an die heutigen Verhaltnisse
angepasst. Der Hinweis auf den NOK-Griindungsvertrag wurde entfernt. Da die strategischen Vorga-
ben und Leitplanken fir den Verwaltungsrat in der Eignerstrategie festgelegt werden, ist der Zweck-
artikel wie in den bisherigen Statuten offen gestaltet.

Fir das Unternehmen in 6ffentlicher Hand wurden teilweise die strengeren Vorgaben fir bérsenko-
tierte Unternehmen gewabhlt, auch wenn dies fir die Axpo nicht notwendig ware.

Die Genehmigung der Statuten liegt in der Kompetenz der Generalversammlung. Weil sie aber ein
wichtiges Instrument fur die Wahrnehmung der Rechte der Aktionare darstellen, werden sie trotzdem
zur Kenntnis gebracht.

b) Aktionarbindungsvertrag (ABV)

Der ABYV regelt das Verhaltnis der Vertragspartner untereinander und legt deren Rechte und Pflich-
ten fest (zum Beispiel Zusammensetzung Verwaltungsrat, Dividendenpolitik, Verausserungsverbote,
Mindestbeteiligungen, Vorhandrechte, Mitverkaufsrechte und Mitverkaufspflichten, Dauer des Ver-
trags, Kiindigungsmaglichkeit).

Wesentliche Elemente des ABV sind:

» Verausserungsverbot wahrend 5 Jahren (Ziffer 7 ABV)
Wahrend einer 5-jahrigen Lock-up Periode halten die Aktionare ihre Anteile an der Axpo zu
100 %. Wie bisher bleibt aber eine Aktien-Ubertragung zwischen Kantonen und eigenen Kantons-
werken (ohne Vorhandrechte) mdglich. Aktien kénnen unter Wahrung von Vorhandrechten unter
den bestehenden Aktionaren gehandelt werden.

* Mindestbeteiligung nach Ablauf der Lock-up Periode (Ziffer 7.3 ABV)
Nach Ablauf der Lock-up Periode kdnnen die Aktionare ihre Anteile grundsatzlich veraussern. Da-
mit die Mehrheit der Gesellschaft in den Handen des bisherigen Aktionariats bleibt, missen die
Parteien aber gemeinsam mindestens 51 % der Aktien an der Gesellschaft halten. Dies wird tber
Mindestbeteiligungen proportional zum Aktienanteil am Ende der Lock-up Periode sichergestellt.
Diese Verpflichtung kann nach Ablauf der festen Vertragsdauer von 8 Jahren (vgl. Ziffer 14 ABV)
mit einem Quorum von 50 % und der Zustimmung von mindestens 5 Vertragsparteien abgeandert
oder aufgehoben werden.

Lock-up Periode:
100% der Aktien

bei Aktionaren 51% bei Aktionéren 51% bei Aktionéren
(Mindestbeteiligung) (Mindestbeteiligung)

5 Jahre (Dauer Lock-up Periode) " Anteil von 51% kann mit Quorum von
tber 50% der Aktien und min. 5
\ertragsparteien gedndert werden

8 Jahre (Vertragsdauer ABV) 5 Jahre (jeweils Verlangerung
ABV, wenn nicht gekiindigt)

Abbildung 2: Vertragsdauer und Verkaufsbeschrankungen ABV
* Vorhandrecht (Ziffer 8 ABV):
Die Uibrigen Aktionare erhalten ein Vorhandrecht fiir die Anteile einer verkaufswilligen Partei. Da-

mit kdnnen sie unter anderem ihre Beteiligungen erhdhen, falls sie dies fur ihre Versorgungssi-
cherheit als notwendig erachten.
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« Dauer des Vertrags, Kiindigung und Kiindigungsfolgen (Ziffer 14 ABV):
Der ABV wird fur 8 Jahre fest abgeschlossen. Wird der Vertrag nicht gekiindigt, so verlangert sich
die Vertragsdauer um jeweils 5 Jahre.

c) Eignerstrategie

In der Eignerstrategie werden die gemeinsamen strategischen Ziele der Eigner festgelegt, zum Bei-
spiel die unternehmerischen, organisatorischen, finanziellen und personellen Rahmenbedingungen
oder auch Hinweise zu Kooperationen und weiteren Themen, welche eine gréssere Flexibilitat erfor-
dern.

Die Eignerstrategie umfasst 13 strategische Leitsatze; unter anderem wird festgelegt, dass

+ die Stromnetze und die Wasserkraft mehrheitlich direkt oder indirekt im Eigentum der 6ffentli-
chen Hand bleiben (Leitsatze 2 und 3)

» die Axpo auf zusatzliche Beteiligungen im Bereich der Kernenergieproduktion verzichtet (Leit-
satz 5)

» Synergien mit den Kantonswerken und den Aktionaren genutzt werden sollen (Leitsatze 6 und 7)

+ ein Cashflow erwirtschaftet werden soll zur Entrichtung einer markttblichen Dividende, zur lang-
fristigen Sicherung der Investitionen und zur Rlickzahlung von eingegangenen finanziellen Ver-
pflichtungen (Leitsatz 9).

Die Eignerstrategie wird flr eine feste Dauer von 8 Jahren abgeschlossen. Sie wird regelmassig
einer Uberpriifung durch die Aktiondre unterzogen. Anderungen und Ergénzungen der Eignerstrate-
gie bedurfen der Zustimmung aller Aktionare. Die Aktionare planen vor Ablauf der 8 Jahre eine neue
gemeinsame Eignerstrategie mit den dannzumal bestehenden gemeinsamen strategischen Zielen.

5. Beurteilung des Vertragswerks

Die Zielsetzungen des Kantons Aargau und der Gibrigen Aktionare werden mit dem vorliegenden Ver-
tragswerk erflllt. Das Verhaltnis zwischen Aktionaren untereinander und gegentiber der Axpo wer-
den an die heutigen Gegebenheiten angepasst. Die Axpo gewinnt an unternehmerischer Flexibilitat
und kann schneller auf Veranderungen am Markt reagieren. Dies kann sich vor allem in wirtschaftlich
schwierigen Phasen als Vorteil erweisen.

Die Aktionare gewinnen ebenfalls an Flexibilitat. Sie kdnnen langerfristig einen Teil ihrer Beteiligung
veraussern. Mit dem Festhalten einer Mindestbeteiligung behalten die Aktionare aber die Mehrheit
am Unternehmen. Vorhandrechte sichern dies ab. Mit dem klaren Bekenntnis zur Axpo leisten Kan-
tone und Kantonswerke auch in Zukunft einen wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit. Das Ver-
haltnis zwischen der Axpo und den Kantonswerken wird an die Realitadten des Strommarkts ange-
passt. Es lasst insbesondere die im Interesse der Kantone mit eigenem Kantonswerk liegenden
Synergien zu. Die Eigner kdnnen im gesetzlich erlaubten Rahmen mit ihrer Eignerstrategie entspre-
chend Einfluss ausiiben. Mit der Einigung der Aktionare auf eine marktgerechte Dividende werden
die finanziellen Interessen der Eigner gewahrt.
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6. Wahrnehmung der Aktionarsrechte bei der Axpo-Beteiligung

Der Verwaltungsrat der Axpo wurde verkleinert und entpolitisiert. Die Aktionare sind nicht mehr direkt
im Verwaltungsrat vertreten. Sie nehmen neu mit folgenden Instrumenten direkt Einfluss auf ihr Un-
ternehmen:

» Eignerstrategie, ABV und Statuten
* Wahrung der Aktionarsrechte.

Damit die Aktionare in der Lage sind, ihre Interessen zu formulieren, missen sie in geeigneter Form
Uber das Unternehmen informiert werden. Das politische Gremium hat deshalb ein Informationskon-
zept verabschiedet. Neben den o&ffentlich zuganglichen Informationen erhalten die Aktionare jahrlich
an zwei Aktionarsanlassen einen vertieften Einblick zum Geschéaftsergebnis, in das Budget des lau-
fenden Geschéaftsjahrs und zum Ausblick auf die Planjahre. Weiter werden der Risikobericht und der
Statusbericht zu strategischen Projekten behandelt. Eingeladen werden zwei Vertreter des Regie-
rungsrats und ein Fachspezialist pro Kanton. Die Kantonswerke werden durch den Verwaltungsrats-
prasidenten und den CEO vertreten.

Unter Einhaltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen finden auch Gesprache zwischen Vertretern
des Verwaltungsrats und der Aktionare statt.

Damit sich die Kantone und Kantonswerke untereinander abstimmen kénnen, werden das politische
Gremium und die fachtechnische Arbeitsgruppe in geeigneter Form weitergeflihrt. Bei Bedarf kénnen
sie so rasch Anpassungen an der Eignerstrategie oder am ABV vornehmen. Gemeinsam abge-
stimmte Interessen der Aktionare kdnnen gegeniber dem Verwaltungsrat gezielt vertreten werden.

Die Wahl der Verwaltungsrate erfolgt auf Basis eines Anforderungsprofils fir das Gesamtgremium.
Das Profil wird durch den Verwaltungsrat der Gesellschaft festgelegt und mit den Eignern abge-
stimmt. Eines der Anforderungsprofile beinhaltet das Verstandnis fir politische Rahmenbedingun-
gen. Damit ist im Verwaltungsrat die Kenntnis Uber die politischen Ablaufe in den Kantonen und beim
Bund vorhanden. Der Verwaltungsrat plant seine Erneuerung zuhanden der Generalversammlung in
Absprache mit den Eignern.

Der Grosse Rat kann den Regierungsrat beauftragen, von ihm gewtlinschte Antrage betreffend ABV
oder Eignerstrategie beim politischen Gremium einzubringen und zu vertreten.

7. Rechtsgrundlagen

Der NOK-Grundungsvertrag ist eine interkantonale Vereinbarung mit rechtssetzendem und rechtsge-
schaftlichem Inhalt. Im Kanton Aargau unterliegen interkantonale Vertrage gemass § 82 Abs. 1 lit. a
der Verfassung des Kantons Aargau grundsatzlich der Genehmigung durch den Grossen Rat. Der
Genehmigungsbeschluss des Grossen Rats untersteht dem fakultativen Referendum (§ 63 Abs. 1 lit.
¢ Verfassung des Kantons Aargau). Die Auflosung des NOK-Griindungsvertrags fallt somit in die Zu-
standigkeit des Grossen Rats und untersteht dem fakultativen Referendum.

Die Auflésung des NOK-Griindungsvertrags kann nur erfolgen, wenn alle Vertragsparteien zustim-
men. Dem Grossen Rat wird deshalb beantragt, den Regierungsrat zu ermachtigen, den NOK-Grin-
dungsvertrag nach Rechtskraft der Gesetzesanderung und in Abstimmung mit den Gbrigen Vertrags-
parteien aufzulosen.

Das Energiegesetz legt mit den §§ 28, 29 und 30 EnergieG die Kompetenzen von Grossem Rat und
Regierungsrat bei Stromversorgungsunternehmen fest. Fur die Auflésung des NOK-Griindungsver-
trags ist ein Grossratsbeschluss notwendig. Mit der Ablésung des NOK-Griindungsvertrags werden
einzelne Bestimmungen dieser Paragrafen obsolet. Diese sollen aus dem Energiegesetz gestrichen
werden. An der Kompetenz zwischen Parlament und Regierung soll jedoch keine Veranderung vor-
genommen werden: Gemass § 28 EnergieG entscheidet nach geltendem Recht der Grosse Rat tiber
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die Einrichtung eigener kantonaler Anlagen oder Unternehmen und regelt deren Organisation und
Betrieb. Er entscheidet Uber die Beteiligungen des Kantons an Unternehmen der Energieversorgung
und genehmigt die entsprechenden Vereinbarungen. § 29 EnergieG legt fest, dass die Ubertragung
von Aktien des Kantons an Dritte der Zustimmung des Grossen Rats bedarf. Die Wahrnehmung der
Aktionarsrechte erfolgt durch den Regierungsrat. Mit der Ablosung des NOK-Griindungsvertrags ent-
scheidet weiterhin der Grosse Rat Uber Beteiligungen an Unternehmen der Energieversorgung.
Ebenso bleibt die Ubertragung von Aktien in seiner Kompetenz. Mit § 30 Abs. 2 EnergieG ist firr Sta-
tutenanderungen, welche das Stimmrecht des Kantons verkleinern, weiterhin die Zustimmung des
Grossen Rats notwendig.

Wie oben dargelegt, bilden ABV und Eignerstrategie wesentliche Instrumente fir die Wahrnehmung
der Interessen der Aktionare. Auf Veranderungen am Markt muss unter Umstanden rasch reagiert
werden kdnnen. Die Kompetenz fir die Anpassung von Eignerstrategie und ABV soll deshalb bei
den Regierungen der Kantone und den Verwaltungsraten der Kantonswerke liegen. Mit dem neuen
§ 30 Abs. 1 EnergieG soll dies definitiv geklart werden.

Im Dekret Uber den Leistungsauftrag der AEW Energie AG ist festgelegt, dass die AEW Energie AG
die Verpflichtungen erflllt, welche dem Kanton im Zusammenhang mit der Beschaffung von elektri-
scher Energie aus den vertraglichen Verpflichtungen gegeniiber den NOK erwachsen. Basis fur
diese Bestimmung ist § 29 Abs. 1 EnergieG, dessen Streichung beantragt wird. Mit der Markt6ffnung
sind diese Verpflichtungen faktisch nicht mehr umsetzbar geworden. Bei einer Auflésung des NOK-
Grindungsvertrags wird sie gegenstandslos. Konsequenterweise ist diese Verpflichtung aus dem
Leistungsauftrag zu streichen. Die Ubrigen Bestimmungen des Dekrets sind weiterhin zweckmassig.

8. Auswertung des Anhoérungsverfahrens

8.1 Stellungnahmen

Die Anhérung zur Auflésung des NOK-Griindungsvertrags wurde vom 10. Mai 2019 bis zum 12. Au-
gust 2019 durchgeflihrt. Eingegangen sind insgesamt 14 Stellungnahmen, die mehrheitlich der Auflé-
sung zustimmen. Die Liste der Teilnehmenden der Anhdrung ist im Anhang aufgefihrt.

Parteien

Die Rickmeldungen der Mehrheit der Parteien fallen Gberwiegend positiv aus. 9 Kantonalparteien
haben eine Stellungnahme abgegeben. Bis auf die GLP stimmen alle Parteien der Auflésung des
NOK-Grindungsvertrags zu, teilweise jedoch nur mit Vorbehalt. Ein dhnliches Bild zeigt sich bei der
Beurteilung der vorgeschlagenen Anderung des Energiegesetzes.

Die FDP.Die Liberalen stimmen der Vernehmlassungsvorlage ohne weitere Bemerkungen zu.

Die SVP stimmt der Vorlage zu. Sie erwartet, dass der Anteil der Wasserkraft im heutigen Umfang
erhalten bleibt und dass keine Verausserungen an weitere Investoren im In- oder Ausland getatigt
werden.

Die CVP stimmt der Vorlage zu. Aus ihrer Sicht wird der unzeitgemasse NOK-Griindungsvertrag
durch ein zeitgemasses Vertragswerk ersetzt. Das neue Vertragswerk ist ausgewogen und gibt allen
Beteiligten Freiraume, aber auch Sicherheit bezlglich ihrer Axpo-Beteiligung. Mit der Ablésung des
NOK-Griindungsvertrags ertibrigen sich gewisse Gesetzesbestimmungen, da diese im neuen Ver-
tragswerk geregelt sind.

Die BDP stimmt der Vernehmlassungsvorlage ohne weitere Bemerkungen zu.

Die Junge EVP stimmt der Vernehmlassungsvorlage ohne weitere Bemerkungen zu.
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Die SP und die Griinen stehen der Vernehmlassungsvorlage kritisch gegeniber, stimmen der Aufl6-
sung aber mit Vorbehalt zu. Hingegen sind sie "eher gegen" die Anpassung des Energiegesetzes.
Folgende Punkte sind fiir sie wesentlich: der Besitz der Schweizer Wasserkraftwerke und Netze soll
in schweizerischer 6ffentlicher Hand verbleiben. Die Ausrichtung der Axpo soll sich auf die Produk-
tion von erneuerbarer Energie ausrichten und sich aus Investitionen oder Beteiligungen an fossiler
und nuklearer Stromproduktion (inklusive Infrastrukturen) heraushalten. Die demokratische Mitspra-
che soll weitestgehend erhalten beziehungsweise ermdglicht werden.

Die GLP fordert eine Aufteilung der Axpo-Tatigkeiten in einen Monopolbereich mit den Energieerzeu-
gungsanlagen und den Netzen und einen Nicht-Monopolbereich mit den tbrigen Beteiligungen und
Aktivitaten. Der Nicht-Monopolbereich soll nach Ansicht der GLP in den ndchsten Jahren verkauft
werden. Ausserdem muss die Laufzeit der Atomkraftwerke zeitlich begrenzt werden, es darf keine
Beteiligungen an Atom- noch an Kohlekraftwerken geben und ambitionierte Nachhaltigkeitsziele sol-
len in der Eigentimerstrategie aufgenommen werden.

Die EDU stimmt der Auflésung des NOK-Grindungsvertrags nur zu, wenn die 5-jahrige Verausse-
rungsfrist verlangert wird. Sie schlagt eine Frist von 10 Jahren vor. Die EDU ist vollig gegen die jet-
zige Ausgestaltung der vorgeschlagenen Anderung des Energiegesetzes, da sie aufgrund des Kern-
energieausschlusses eine aus ihrer Sicht sichere Energieversorgung der Schweiz langfristig
gefahrde.

Aufgrund der nach Parteienstarke gewichteten Riickmeldung kann im Parlament mit einer klaren Zu-
stimmung gerechnet werden.

Energiewirtschaft
Die AEW Energie AG stimmt der Vernehmlassungsvorlage ohne weitere Bemerkungen zu.

Der Verband Aargauischer Stromversorger (VAS) stimmt der Vernehmlassungsvorlage zu und weist
darauf hin, dass aus seiner Sicht die vorgeschlagenen Anpassungen im Energiegesetz logisch sind.

Industrie/Wirtschaft

Die Aargauische Industrie- und Handelskammer (AIHK) stimmt der Vernehmlassungsvorlage zu und
halt eine Ablésung des NOK-Griindungsvertrags durch ein neues Vertragswerk bestehend aus ABV
und Eignerstrategie als zeitgemass und sinnvoll. Etwas skeptisch dussert sie sich bezliglich der Ver-
tragslaufzeitbestimmung, wonach die Verpflichtung der Vertragsparteien zur Mindestbeteiligung nach
Ablauf einer festen Vertragsdauer abgeandert oder gar aufgehoben werden kann. Mit Blick auf die
Versorgungssicherheit begrisst die AIHK aber, dass die Kantone und Kantonswerke in der Eigner-
strategie bekraftigen, langfristig an ihrer Beteiligung festhalten zu wollen.

Gemeinden

Die Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau hat schriftlich mitgeteilt, dass sie auf eine
Vernehmlassung verzichtet.

Der Gemeindeverband Lebensraum Lenzburg Seetal stimmt der Vernehmlassungsvorlage ohne wei-
tere Bemerkungen zu.

8.2 Folgerung aus der Anhérung

Die geplante Auflésung des NOK-Griindungsvertrags stosst bei den Parteien, der Energiewirtschaft,
Industrie/Wirtschaft und dem Gemeindeverband grundsatzlich auf Zustimmung. Wahrend die Par-
teien Uberwiegend fir die Vernehmlassungsvorlage votierten, gab es unter ihnen eine Minderheit mit
kritischen Rickmeldungen.
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Die kritischen Riickmeldungen kénnen wie folgt zusammengefasst werden:

» Mehr Mitsprache durch den Grossen Rat

» Der Besitz der Schweizer Wasserkraftwerke und Netze soll in schweizerischer offentlicher Hand
bleiben

» Ausrichtung auf erneuerbare Energie

* Umsetzung ambitionierter Nachhaltigkeitsziele

» Keine Investitionen/Beteiligungen in/an fossiler und neuer nuklearer Stromproduktion

« Aufteilung der Axpo in einen Monopol- und Nicht-Monopolbereich

» Laufzeitbeschrankungen bei bestehenden Kernkraftwerksbeteiligungen

* (Eine Ruckmeldung fordert im Gegensatz, dass es keinen Technologieausschluss von Kernkraft
geben darf).

Der Grosse Rat wird mit den geplanten Anderungen im Energiegesetz, die mit der Ablésung des
NOK-Grundungsvertrags notwendig sind, nicht an Einfluss verlieren. Im Gegenteil kann er neu den
Regierungsrat beauftragen, Anliegen im politischen Gremium einzubringen und zu vertreten. Weiter-
hin beschliesst er die Errichtung eigener kantonaler Anlagen oder Unternehmen und regelt deren Or-
ganisation und Betrieb. Wie bisher, entscheidet der Grosse Rat Uber die Beteiligungen des Kantons
an Unternehmen der Energieversorgung und genehmigt entsprechende Vereinbarungen. Vorbehal-
ten bleibt das Referendum gemass Verfassung des Kantons Aargau.

Die Axpo-Anteile an Stromnetzen und Wasserkraftwerken bleiben mehrheitlich direkt oder indirekt im
Eigentum der &ffentlichen Hand. Die Axpo behalt ihre Position als Grossproduzentin in der Schweiz
bei, insbesondere bei der Wasserkraft. Investitionen in neue Kraftwerke erfolgen nach Massgabe der
Wirtschaftlichkeit und der Versorgungssicherheit, und zwar bevorzugt in erneuerbare Energien. Die
Kernkraftwerke mit Axpo-Beteiligungen werden solange betrieben, wie sie sicher und wirtschaftlich
sind. Von zusatzlichen Beteiligungen im Bereich der Kernenergieproduktion ist abzusehen. Solange
sie sicher betrieben werden kénnen, leisten sie aber einen wichtigen Beitrag fir die Versorgungssi-
cherheit wahrend dem Umbau des Energiesystems. Auf einen fixen Ausstiegstermin haben die
Eigentimer daher verzichtet.

Die Verhandlungen wurden tber rund zweieinhalb Jahre geflihrt. Dabei galt es, die zum Teil unter-
schiedlichen Interessen aller Parteien zu bericksichtigen. Das nun vorliegende Vertragswerk (ABV,
Eignerstrategie und Statuten) stellt einen von allen Beteiligten getragenen Kompromiss dar. Die Ver-
tragsparteien konnen das Vertragswerk in der vorliegenden Form annehmen oder ablehnen. Allfal-
lige Anpassungen an den Dokumenten bedingen eine nachtragliche Zustimmung aller Vertragspar-
teien. Dies fuhrt zu langwierigen Nachverhandlungen und kann zum Scheitern des gesamten Pro-
zesses fuhren. Die Beratungen um die Auflésung des NOK-Griindungsvertrags mussen im Wissen
um diese weitreichenden Konsequenzen gefuhrt werden. Die Parlamente kénnen aber auf kantona-
ler Ebene die Zustandigkeiten von Regierung und Parlament gesetzlich festlegen.

Zukiinftig sind aber Anderungen an den Dokumenten méglich. Insbesondere die Eignerstrategie soll
regelmassig einer Uberprifung unterzogen werden (vgl. Ziffer 3 Eignerstrategie).

Jeder Aktionar kann jederzeit Anderungsantrage zu den Dokumenten einbringen. Diese werden ge-
sammelt und im Rahmen der regelmassig stattfindenden Uberpriifung der Eignerstrategie im politi-
schen Gremium diskutiert. So steht es auch dem Grossen Rat offen, den Regierungsrat zu beauftra-
gen, Antrage in das politische Gremium einzubringen.
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9. Weiteres Vorgehen

1. Beratung Grosser Rat 4. Quartal 2019

2. Beratung Grosser Rat 1. Quartal 2020

Inkraftsetzung Nach Genehmigung des Grossen Rats, Entscheid eines allfélligen Refe-
rendums; Zustimmung aller Aktionéare

Antrag
1.

Der Regierungsrat wird ermachtigt, den Vertrag zwischen den Kantonen Aargau, Glarus, Zurich,

St. Gallen, Thurgau, Schaffhausen, Schwyz, Appenzell A.-Rh. und Zug betreffend Griindung der Ge-
sellschaft der Nordostschweizerischen Kraftwerke AG (NOK-Grindungsvertrag) nach Rechtskraft
der Gesetzesanderung und in Abstimmung mit den Ubrigen Vertragsparteien aufzuldsen.

2.

Der vorliegende Entwurf einer Anderung des Energiegesetzes des Kantons Aargau (EnergieG) wird
in 1. Beratung zum Beschluss erhoben.

Regierungsrat Aargau

Anhang
* Liste der Anhérungsteilnehmenden

Beilagen

» Entwurf der Statuten der Axpo Holding AG (Beilage 1)

» Aktionarbindungsvertrag (ABV) (Beilage 2)

» Eignerstrategie (Beilage 3)

* NOK-Grindungsvertrag (Beilage 4)

» Synopse Energiegesetz des Kantons Aargau (EnergieG) (Beilage 5)

12 von 12



	1. Ausgangslage
	2. Ablösung des NOK-Gründungsvertrags
	3. Ziele der Aktionäre
	4. Umsetzung der Nachfolgeregelung
	5. Beurteilung des Vertragswerks
	6. Wahrnehmung der Aktionärsrechte bei der Axpo-Beteiligung
	7. Rechtsgrundlagen
	8. Auswertung des Anhörungsverfahrens
	8.1 Stellungnahmen
	8.2 Folgerung aus der Anhörung

	9. Weiteres Vorgehen

		2024-08-21T14:38:46+0200
	"5001 Aarau"
	"Gesetzessammlung Kanton Aargau"


	



